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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 21/69 — des 
Lambert Schindler, Mannheim, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 


Bundestag vom 28. September 1969 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 29. September 1969 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag eingelegt. 
Zur Begründung trägt er vor, sein Einspruch er- 
folge aus folgenden Gründen: 

„1. Aus unmittelbarem Recht und Pflicht gemäß 
Artikel 25 des Grundgesetzes als Bewohner 
der Bundesrepublik Deutschland. 

2. Auf Grund von Handlungen (Unterlassun- 
gen) von Seiten Bundesdeutscher Volks-, 
Staats- und Parteivertreter, die das friedliche 
Zusammenleben der Völker stören (Artikel 
26 des Grundgesetzes). 

3. Auf Grund von vorenthaltendem und irre- 
führendem Verhalten, somit nicht genügen- 
der Parteien CDU/CSU und SPD hinsichtlich 
der Willensbildung des Volkes nach Para- 
graph 1 Absatz 1 und 2 des Parteiengesetzes 
(Minderheitsparteien sind ohne entschei- 
dendes Gewicht daher nicht besonders er- 
wähnt, aber gleichrangig im negativen Sin- 
ne)."' 

In einem weiteren Schreiben vom 23. November 
1969 verweist der Einspruchsführer auf seine 
Schreiben an Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens im In- und Ausland. Er beantragt „im 
Zuge der Abwicklung des Verfahrens wäre von 
außerordentlichem Wert die mündliche Verhand- 
lung so zu gestalten (da diese ja nach Paragraph 


8 Absatz 1 öffentlich stattzufinden hat), daß ich 
mein mir zustehendes Wort (Paragraph 7 Absatz 
1 und 2) über Funk und Fernsehen an alle Welt 
richten kann," 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist zulässig, jedoch 
aus den nachfolgenden Gründen offensichtlich unbe- 
gründet. 

Aufgabe der Wahlprüfung ist es festzustellen, ob 
durch Verletzung der Wahlrechtsbestimmungen das 
Ergebnis der Wahl beeinflußt worden ist und diese 
Verletzung Einfluß auf die Mandatsverteilung ha- 
ben könnte. 

Die allgemeinen und in sich schwer verständlichen 
Ausführungen des Einspruchsführers enthalten keine 
Behauptungen, die eine solche Verletzung der Wahl- 
rechtsbestimmungen dartun könnten. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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